Befristete Revision von Verordnungen des Lebensmittelrechts betreffend PFAS in Lebensmitteln und Aktualisierung der Höchstwerte im Trinkwasser
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	Zuständiges Departement
	Eidgenössisches Departement des Innern (EDI)

	Zuständige Bundesstelle
	Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (BLV)

	Zuständige Organisation
	Recht

	Adresse
	Schwarzenburgstrasse 155, 3004, Bern

	Kontaktperson
	e-Mail Postfach (vernehmlassungen@blv.admin.ch), Mark Stauber (mark.stauber@blv.admin.ch)

	Telefon
	-




Wichtige Hinweise zur Bearbeitung
1. Erfassen Sie Ihre Stellungnahme direkt in diesem Word-Dokument. Verwenden Sie dafür kein separates Dokument.
2. Die blau hinterlegten Standardfelderwerden beim Hochladen in Consultations nicht übernommen. Kontaktinformationen bearbeiten Sie bitte direkt in Consultations.
3. Wählen Sie zu jeder erfassten Stellungnahme eine Antwortoption aus.
4. Die Erfassung einer Stellungnahme ist freiwillig. Wenn Sie jedoch eine Stellungnahme erfassen, muss auch eine Antwortoption ausgewählt werden. Andernfalls kann die Eingabe nicht berücksichtigt werden.
5. Ändern Sie die Formatierung innerhalb der Eingabefelder nicht. Texte ausserhalb der vorgesehenen Felder werden beim Hochladen nicht übernommen. Vor dem Hochladen müssen alle nachverfolgten Änderungen im Word-Dokument akzeptiert oder verworfen sein.
6. Pro Textfeld werden maximal 10’000 Zeichen übernommen. Längere Inhalte werden abgeschnitten.
7. Eine Anleitung zur Nutzung der Word-Vorlage finden Sie unter:Hilfe & Kontakt - Upload-Word
8. Bei Fragen steht Ihnen der Fachdienst Consultations zur Verfügung:consultations@gs-edi.admin.ch


Kontaktangaben zur Stellungnahme
	Name der Person oder Organisation
	(Name der Person/Organisation)

	Abkürzung
	…

	Abteilung / zuständige Stelle
	…

	Adresse
	…

	Vorname
	…

	Nachname
	…

	Telefonnummer für Rückfragen
	…

	Eingereicht am
	…




Stellungnahme zu: Verordnung des EDI über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern und Duschanlagen
Generelle Stellungnahme
Antwortoption auswählen	Ablehnung
Begründung / Bemerkung	Der vorgeschlagene Höchstwert für die Summe PFAS-4 muss grundsätzlich dem Schutz der Bevölkerung vor den gesundheitlichen Auswirkungen von PFOS, PFOA, PFNA und PFHxS dienen. Aus dem erläuternden Bericht geht jedoch hervor, dass die vorgesehene Verschärfung zusätzlich dazu dienen soll, den PFAS-Gehalt im Tränkewasser zu senken und damit die Belastung tierischer Lebensmittel zu reduzieren. Höchstwerte für Trinkwasser müssen aber humantoxikologisch begründet sein und so dem direkten Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten dienen. Der SVGW lehnt es ab, für die spezifischen Qualitätsanforderungen eines Wirtschaftszweiges schweizweit eine spezielle Trinkwasserqualität zu liefern. Dies würde einen inakzeptablen Präzedenzfall schaffen und allenfalls Begehrlichkeiten von anderen Wirtschaftszweigen hervorrufen. Trinkwasser ist qualitativ an den Anforderungen für den menschlichen Gebrauch auszurichten.

Damit die Wasserversorgungen der Bevölkerung auch in Zukunft qualitativ einwandfreies Trinkwasser bereitstellen können, genügt es nicht, Höchstwerte festzulegen. Gleichzeitig müssen die PFAS-Einträge unverzüglich gestoppt werden. Es ist nicht die Aufgabe der Wasserversorgungen, die Schäden an der Ressource zu reparieren, weil der vorsorgliche Ressourcenschutz versagt hat. Die Wasserversorgung ist ein Lebensmittelbetrieb und keine Kläranlage.



Detaillierte Stellungnahme
Abschnitt / Titel / Frage	I
Artikeltext / weitere Informationen	Die Verordnung des EDI vom 16. Dezember 2016 über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern und Duschanlagen wird wie folgt geändert:
Antwortoption auswählen	Neutrale Haltung
Gegenvorschlag (bei «Zustimmung mit Anpassung» oder «Ablehnung»)	     
Begründung / Bemerkung	





Abschnitt / Titel / Frage	Art. 16b	Übergangsbestimmung zur Änderung vom ….
Artikeltext / weitere Informationen	Trinkwasser, das den Höchstwert für die Parameter PFAS-20 oder PFAS-4 überschreitet, darf noch bis zum … [drei Jahre nach Inkrafttreten] nach bisherigem Recht an Konsumentinnen und Konsumenten abgegeben werden.
Antwortoption auswählen	Ablehnung
Gegenvorschlag (bei «Zustimmung mit Anpassung» oder «Ablehnung»)	Trinkwasser, das den Höchstwert für die Parameter PFAS-20 oder PFAS-4 überschreitet, darf noch bis zum … [3 Jahre nach Inkrafttreten oder im Einzelfall nach angemessener Frist in Zusammenarbeit mit dem Kantonslabor] nach bisherigem Recht an Konsumentinnen und Konsumenten abgegeben werden.
Begründung / Bemerkung	Es wird vielerorts nicht möglich sein, die Frist von drei Jahren einzuhalten. Eine Aufbereitungsanlage zur Elimination von PFAS kann nicht innert drei Jahren geplant, finanziert und gebaut werden. Deshalb ist eine individuelle Prüfung in Zusammenarbeit mit den kantonalen Lebensmittelbehörden unabdingbar. Gemeinsam sollen verhältnismässige Fristen und Massnahmen erarbeitet werden.



Abschnitt / Titel / Frage	II
Artikeltext / weitere Informationen	Anhang 2 wird gemäss Beilage geändert.
Antwortoption auswählen	Ablehnung
Gegenvorschlag (bei «Zustimmung mit Anpassung» oder «Ablehnung»)	     
Begründung / Bemerkung	Der vorgeschlagene Höchstwert für die Summe PFAS-4 muss grundsätzlich dem Schutz der Bevölkerung vor den gesundheitlichen Auswirkungen von PFOS, PFOA, PFNA und PFHxS dienen. Aus dem erläuternden Bericht geht jedoch hervor, dass die vorgesehene Verschärfung zusätzlich dazu dienen soll, den PFAS-Gehalt im Tränkewasser zu senken und damit die Belastung tierischer Lebensmittel zu reduzieren. Höchstwerte für Trinkwasser müssen aber humantoxikologisch begründet sein und so dem direkten Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten dienen. Der SVGW lehnt es ab für die spezifischen Qualitätsanforderungen eines Wirtschaftszweiges schweizweit eine spezielle Trinkwasserqualität zu liefern. Dies würde einen inakzeptablen Präzedenzfall schaffen und allenfalls Begehrlichkeiten von anderen Wirtschaftszweigen hervorrufen. Trinkwasser ist qualitativ an den Anforderungen für den menschlichen Gebrauch auszurichten.



Abschnitt / Titel / Frage	III
Artikeltext / weitere Informationen	Diese Verordnung tritt am ... in Kraft.
Antwortoption auswählen	Neutrale Haltung
Gegenvorschlag (bei «Zustimmung mit Anpassung» oder «Ablehnung»)	
Begründung / Bemerkung	
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